
Parteienbühne 

Finanzpolitischer Spielraum 
Wie jedes Jahr hat die Fraktion 
der Freien Liste im Landtag 
eine substanzielle Erhöhung 
des Staatsbeitrages an die 
obligatorische Krankenpflege-
versicherung (OKP) vorge-
schlagen. Wie jedes Jahr auf 
das Niveau von 2010, also vor 
den massiven staatlichen 
Kürzungen. Die Erhöhung von 
33 auf 57 Millionen Franken 
hätte eine Reduktion der 
Prämienlast von total 720 
Franken pro Jahr bewirkt, je 
zur Hälfte für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber. 

Bekanntermassen sind die 
Krankenkassenprämien Kopf-
prämien und belasten sowohl 
den Kleinverdiener als auch 
die Grossverdienerin unabhän-
gig von der finanziellen Tragfä-
higkeit gleich. Dieses System 
ist unsozial und wird nur in 

Liechtenstein und der Schweiz 
so angewendet, sonst nirgend-
wo. Mit der Ausweitung der 
Prämienverbilligung ist ein 
wichtiger Schritt in Richtung 
erwerbsabhängige Kranken-
kassenprämien gemacht 
worden, denn bei der Prämien-
verbilligung ist nämlich genau 
der Erwerb ausschlaggebend. 
Die Erhöhung des Staatsbei-
trags ist daher nur logisch, 
wenn man die unsozialen 
Kopfprämien im gegenwärti-
gen System lindern will. 

Die Aussage der Regierung, 
dass sie weder bei der AHV 
noch bei der OKP eine Erhö-
hung der staatlichen Leistun-
gen befürwortet, weil kein 
Geld vorhanden sei, wohl 
bemerkt in einer Phase der 
Hochkonjunktur, lässt Böses 
erahnen für die nächsten Jahre. 

Ausserdem muss man wissen, 
dass in der jüngeren Vergan-
genheit Steuergeschenke an 
Vermögende und Unterneh-
men im Umfang von vielen 
Millionen Franken gemacht 
wurden, die diesen Umstand, 
dass kein Geld vorhanden sei, 
erklären. So wurde die Cou-
ponsteuer ohne Not abge-
schafft, ein Eigenkapitalzins -
abzug eingeführt, der sich nicht 
am Markt orientiert, die Erb-
schaftssteuer ersatzlos abge-
schafft, Liegenschaften nach 
wie vor nicht richtig bewertet, 
der Finanzausgleich an die 
Gemeinden ist reformbedürf-
tig, systemrelevante Banken 
werden nicht mit einer «too big 
to fail»-Abgabe bedacht und 
Casinos viel zu gering besteu-
ert. Dies sind die Punkte, bei 
denen in den nächsten mage-
ren Jahren angesetzt werden 
muss, sonst werden zur Über-
brückung drohender finanziel-
ler Engpässe abermals die 
Falschen zur Kasse gebeten. 

Da der Landtag die Erhöhung 
des Staatsbeitrages der Obliga-
torischen Krankenpflegeversi-
cherung auf 57 Mio. ablehnte, 
stellte die Fraktion der Freien 
Liste daraufhin den Antrag, 
zumindest die Kostensteige-
rungen mit einem 2 Mio. 
höheren Staatsbeitrag abzufe-
dern. 

Dass nicht einmal diese Kos-
tensteigerung von ca. 2 Mio. 
Franken bei den Gesundheits-
kosten von einer Mehrheit des 
Landtages ausgeglichen wer-
den sollte, ist Anlass zur Be-
sorgnis und zeigt schon jetzt 
den Weg, der wohl eingeschla-
gen werden wird. 

Wohin soll die Reise gehen? 
Schreiben Sie uns unter 
info@freieliste.li. 
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